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Betr.: Innere Sicherheit 

Bezug: Große Anfrage des Abgeordneten Benda und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache VI/620 - 


Die Bundesregierung beantwortet die Große An- 
frage wie folgt: 


I. Allgemeines 

Die Bundesregierung begrüßt es, daß Millionen aus- 
ländischer Staatsbürger sich im Bundesgebiet auf- ; 
halten, um hier zu arbeiten, zu studieren oder sich in 
anderer Weise auf einen Beruf vorzubereiten. Nach 
dem Stand vom 1. Januar 1970 waren etwa 2 121 000 
Ausländer im Bundesgebiet gemeldet. Dazu kommt ! 
eine große Zahl von Ausländern, die sich nur vor- 
übergehend im Bundesgebiet aufhalten oder aus | 
anderen Gründen von den deutschen Behörden nicht ' 
registriert sind. Viele davon leben hier, weil unsere ; 
Verfassungsordnung ihnen die Freiheiten und die ' 
Art der Lebensführung ermöglicht, die sie in ihren ' 
Heimatstaaten nicht eingeräumt bekommen. Nicht 
nur der wirtschaftliche Wohlstand des Landes, zu 
dem Ausländer mit beigetragen haben, sondern 
auch die hier Ausländern gewährten Freiheitsrechte : 
sind Ursache der zunehmenden Anziehungskraft der ^ 
Bundesrepublik Deutschland auf die Bewohner ande- 
rer Staaten. 


Die Bundesregierung begrüßt das und hat nicht die 
Absicht, diese Entwicklung zu behindern. Sie wird im 
Gegenteil alles tun, um hier wohnenden Ausländern 
das Leben zu erleichtern und ihnen die Freiheits- 
rechte zu gewährleisten, die für ein menschenwürdi- 
ges Dasein unerläßlich sind. 

Nach den bisherigen Erfahrungen beachtet die weit 
überwiegende Mehrheit der im Bundesgebiet leben- 
den Ausländer das geltende Recht. Sie machen von 
dem auch ihnen zustehenden Recht auf freie Äuße- 
rung auch ihrer politschen Meinung Gebrauch, 
ohne dadurch Rechte anderer oder erhebliche Be- 
lange des Gastlandes zu beeinträchtigen. 

Ein wenn auch prozentual nur kleiner Teil der hier 
lebenden Ausländer versucht allerdings, die jeweili- 
gen innen- oder außenpolitischen Konflikte ihrer 
Herkunftsländer im Bundesgebiet, zum Teil mit ge- 
waltsamen Mitteln, auszutragen. 

Es sind seit Jahren folgende typische Erscheinungs- 
formen unerwünschter politischer Bestrebungen von 
Ausländern festzustellen: 

- Gewalttaten (bis zum Mord) gegen führende Ver- 
treter hier lebender Ausländer- und Emigranten- 
gruppen, 
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- Gewalttaten gegen Einrichtungen fremder Staaten 
im Bundesgebiet, 

- Vorbereitung von Gewalttaten in fremden Staaten 
vom Bundesgebiet aus, 

- gewaltsame Störung von Versammlungen politi- 

scher Gegner, 

- Bedrohung, Nötigung und Erpressung hier leben- 
der Ausländer durch Beauftragte der Regierungen 
ihrer Heimatstaaten oder durch politische Gegner 
dieser Regierungen, 

- verbrecherische Anschläge von einreisenden und 
wieder ausreisenden Kommandotrupps, 

-- Sammlung von Nachrichten über hier lebende Aus- 
länder durch Nachrichtendienste ihrer Heimat- 
staaten, 

- Sammlung von Nachrichten über wirtschaftliche 
oder sonstige Beziehungen fremder Staaten zur 
Bundesrepublik Deutschland durch Nachrichten- 
dienste dritter Staaten, 

- Anwerbung hier lebender Ausländer für den Ein- 
satz in militärischen Einheiten in Krisengebieten, 

- Aufforderung zur Desertion gegenüber Angehöri- 
gen hier stationierter Truppen fremder Mächte, 

- Beteiligung von Ausländern an verfassungswidri- 
gen oder gewalttätigen politischen Bestrebungen 
links- und rechtsextremer deutscher Gruppen. 

Die Häufung derartiger Erscheinungsformen von po- 
litisch motivierter Kriminalität oder Handlungen, 
die die auswärtigen Belange der Bundesrepublik 
Deutsdiland erheblich beeinträchtigen, hat die Bun- 
desregierung veranlaßt, das geltende Recht und die 
Praxis seiner Anwendung im Bezug auf Ausländer 
zu überprüfen. Die Bundesregierung ließ sich dabei 
von dem Gedanken leiten, daß der den Ausländern 
eingeräumte Rechts- und Freiheitsraum nur dann 
erhalten werden kann, wenn den staatlichen Behör- 
den wirksame Mittel zur Hand gegeben werden, um 
zu verhindern, daß eine Minderheit von Ausländern 
das gewährte Gastrecht und die Rechtsordnung des 
Gastlandes mißachtet. 

Dementsprechend besteht die Grundkonzeption des 
deutschen Ausländergesetzes in der Verbindung 
zweier unterschiedlicher Zielsetzungen. Einerseits 
müssen die rechtlichen Handhaben gegeben sein, 
die erforderlich erscheinen, um die Interessen des 
Staates und seiner Bürger vor möglichen Beeinträch- 
tigungen durch Ausländer zu schützen und um die 
Zuwanderung von Ausländern in geordneten Bah- 
nen halten zu können. Zum anderen soll sie - und 
dies ist ein besonderes Anliegen einer freiheit- 
lichen und weltoffenen Politik, aber auch ein Gebot 
wirtschaftlicher und politischer Vernunft - den For- 
derungen der Völkergemeinschaft nach dem Schutz 
der Menschenrechte im internationalen Rahmen und 
der Erleichterung des internationalen Reiseverkehrs 
und der menschlichen, kulturellen und wirtschaft- 


lichen Kontakte über die Staatsgrenzen hinweg 
gerecht werden. Daß die geltende Rechtsordnung der 
Bundesrepublik Deustchland dem völkerrechtlichen 
Standard entspricht und ihn in wesentlichen Punk- 
ten überragt, zeigt ein Vergleich mit den Rechts- 
ordnungen anderer freiheitlicher Staaten. 

Das starke Anwachsen des Ausländeranteils an der 
Gesamtbevölkerung hat allerdings auch Probleme 
aufgeworfen, darunter solche der inneren Sicherheit. 
Die von der Bundesregierung bereits getroffenen 
oder noch beabsichtigten Maßnahmen lassen die dem 
Geist unserer freiheitlich-demokratischen Grundord- 
nung entsprechende rechtliche Behandlung der Aus- 
länder in der Bundesrepublik Deustchland unverän- 
dert. Sie schränken die Freiheit der Ausländer, die 
sich an die in ihrem Gastland geltenden Gesetze 
halten und die elementaren Gastpflichten beachten, 
nicht ein. Jedoch ist es Absicht der Bundesregierung, 
gegenüber der kleinen Minderheit von Ausländern, 
die das ihnen in der Bundesrepublik gewährte Gast- 
recht zum Schaden ihres Gastlandes mißbrauchen, 
die Durchsetzung der deutschen Interessen wirksa- 
mer zu machen. 


II. Zu den einzelnen Fragen 

1. Wann beabsichtigt die Bundesregierung, den 
nach schon länger zurückliegenden Äußerungen 
des Bundesministers des Innern notwendigen 
Gesetzentwurf zur Ergänzung des Gesetzes über 
die Zusammenarbeit des Bundes und der Länder 
in Angelegenheiten des Verfassungsschutzes 
einzubringen, der den Verfassungsschutzbehör- 
den die Überwachung extremistischer Auslän- 
der ermöglichen soll? 

Die Bundesregierung hat den Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über die Zusammenar- 
beit des Bundes und der Länder in Angelegenheiten 
des Verfassungsschutzes dem Präsidenten des Bun- 
desrates zugeleitet. Sie hat dies für erforderlich ge- 
halten, weil nach geltendem Recht keine Behörde 
befugt ist, Nachrichten über solche Ausländer und 
Ausländergruppen zu sammeln und auszuwerten, 
deren politische Bestrebungen sich zwar nicht gegen 
die verfassungsmäßige Ordnung der Bundesrepublik 
Deutschland richten, aber gleichwohl die innere 
Sicherheit - und damit das Wohl unserer Bürger 
und der bei uns lebenden gesetzestreuen Ausländer - 
oder erhebliche, auch außenpolitische Belange des 
Staates beeinträchtigen. Es liegt auf der Hand, daß 
die Regierungen des Bundes und der Länder in die 
Lage versetzt werden müssen, sich über die oft 
konspirativ vorbereiteten Aktionen politisch radi- 
kaler Ausländergruppen rechtzeitig informieren zu 
lassen, um geeignete Maßnahmen zu deren Ver- 
hütung oder strafrechtlicher Ahndung ergreifen zu 
können. Mit Mitteln der Polizei und der Strafver- 
folgungsbehörden ist es in der Regel kaum mög- 
lich, diese Bestrebungen in einem so frühen Stadium 
zu erkennen, daß sie noch rechtzeitig verhindert 
werden können. Eine auch nur einigermaßen erfolg- 
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reiche Beobachtung derartiger Bestrebungen ist er- 
fahrungsgemäß nur mit nachrichtendienstlichen 
Mitteln möglich. 

Die Sammlung und Auswertung von Informationen 
über politisch radikale Ausländer setzt außerdem 
die Kenntnis der historischen, ethischen und politi- 
schen Verhältnisse in den Herkunftsländern voraus. 
Eine speziell für Ausländer zuständige Fremden- 
polizei, wie sie andere Staaten kennen, existiert in 
Deutschland nicht. Aus diesen Gründen erscheint es 
zweckmäßig und notwendig, die Beobachtung uner- 
wünschter politischer Bestrebungen von Ausländern 
den Behörden für Verfassungsschutz des Bundes 
und der Länder zu übertragen. 

Dies entspricht auch einem vor allem vom Innen- 
ausschuß des Deutschen Bundestages in früheren 
Legislaturperioden schon wiederholt geäußerten 
Wunsch. 


2. Welche Maßnahmen zu der vom Bundesminister 
des Innern angekündigten strengeren Über- 
wachung von extremistischen Ausländern hat die 
Bundesregierung inzwischen eingeleitet? 

Der Bundesminister des Innern hat darüber hinaus 
in den letzten Monaten eine Reihe von Maßnahmen 
getroffen oder eingeleitet, die dazu dienen, rechts- 
widrige Vorhaben politisch extremer Ausländer- 
gruppen rechtzeitig zu erkennen und zu verhindern. 
Dabei ist der Bundesminister des Innern von der 
Erwägung ausgegangen, daß der Schwerpunkt aller 
getroffenen und noch zu treffenden Maßnahmen auf 
dem Schutz von Leben und Gesundheit vor Gewalt- 
taten liegen muß. 

Ohne an dieser Stelle alle getroffenen Maßnahmen 
im einzelnen nennen zu können, sei nur auf die 
folgenden hingewiesen: 

a) In Auswertung der Ergebnisse seines Besuchs 
im Bundesamt für Verfassungsschutz am 24. No- 
vember 1969 hat der Bundesminister des Innern 
das Amt angewiesen, im Rahmen seiner bisheri- 
gen Zuständigkeit verstärkt Nachrichten über sol- 
che Ausländergruppen zu sammeln, von denen 
erfahrungsgemäß aus politischen Gründen Ge- 
walttaten vorbereitet oder begangen werden. 
Das Amt hat dafür bereits die notwendigen orga- 
nisatorischen und personellen Voraussetzungen 
getroffen. Es soll nach den Vorstellungen der 
Bundesregierung in diesem und dem nächsten 
Haushaltsjahr zusätzliche Planstellen für geeig- 
nete Fachkräfte erhalten. Dies ist um so mehr 
notwendig, als diese Aufgabe bestimmte Fach- 
und vor allem Sprachkenntnisse erfordert, die 
beim vorhandenen Personal nur teilweise zu er- 
warten sind. 

b) Am 24. November 1969 wurde im Bundeskrimi- 
nalamt ein besonderes Referat mit der Aufgabe 
eingerichtet, das Material über die bisherigen 


politisch motivierten Gewalttaten von Auslän- 
dern auszuwerten und den Kriminalpolizeibe- 
hörden der Länder bei Bedarf zur Verfügung zu 
stellen. Darüber hinaus wurde und wird das 
Bundeskriminalamt bei allen schwerwiegenden 
Fällen politischer Kriminalität von Ausländern 
entweder vom Bundesminister des Innern mit den 
Ermittlungen beauftragt oder angewiesen, die 
Behörden der Länder bei ihren Ermittlungen zu 
unterstützen. Die Sicherungsgruppe des Bundes- 
kriminalamtes wird auch aus diesem Grunde 
verstärkt. 

c) Der Bundesminister des Innern hat darüber 
hinaus den Innenministern und Innensenatoren 
der Länder eine Reihe von Maßnahmen zur Ver- 
besserung der Bekämpfung terroristischer Aus- 
länderorganisationen durch die Kriminalpolizei 
vorgeschlagen. 

Dazu gehören 

- die Einschaltung der mit Staatsschutzsachen be- 
auftragten Polizeidienststellen in allen Fällen 
von Straftaten von Ausländern, bei denen po- 
litische Motive nicht auszuschließen sind; 

- die Errichtung von besonderen Organisations- 
einheiten bei den Zentralstellen der Kriminal- 
polizei für politisch motivierte Ausländer- 
kriminalität; 

- die Verbesserung des kriminalpolizeilichen 
Meldedienstes auf diesem Gebiet; 

- die Verbesserung des Informationsaustausches 
zwischen kriminalpolizeilichen Stellen und den 
Behörden für Verfassungsschutz. 

d) Da das Ausländerzentralregister zur Zeit noch 
nicht über eine eigene Datenverarbeitungsan- 
lage verfügt, können vorhandene Daten über 
hier lebende Ausländer von den Sicherheitsbe- 
hörden nicht vollständig und vor allem nicht 
schnell genug erreicht werden. Eine sinnvolle 
Verhütung oder Verfolgung von Gewalttaten ist 
jedoch nur möglich, wenn die Daten des Auslän- 
derzentralregisters zu jeder Tages- und Nacht- 
zeit ohne Zeitverlust für die Sicherheitsbehör- 
den erreichbar sind. Dazu benötigt das Bundes- 
verwaltungsamt eine elektronische Datenverar- 
beitungsanlage. Eine beschränkte Ausschreibung 
ist bereits erfolgt. Vor der Erteilung des Zu- 
schlages sind noch die haushaltsrechtlichen Vor- 
aussetzungen zu erfüllen. Die Anlage soll nach 
der bisherigen Planung bis zum 31. Januar 1971 
aufgestellt werden. 

e) Die Bundesregierung wird besonderen Gefahren- 
lagen von Fall zu Fall mit einer eingehenderen 
Überprüfung der Sichtvermerksanträge begeg- 
nen. Dabei werden Angaben über die Identität 
des Antragstellers, über dessen Reiseziel und 
-zweck sorgfältig überprüft. Damit soll ein Miß- 
brauch des Reiseverkehrs zu Gewaltaktionen ver- 
hindert oder erschwert werden. 
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f) Die Grenzschutzstellen auf wichtigen Flughäfen 

wurden erheblich verstärkt und mit erfahrenen ; 
Beamten des Grenzschutzeinzeldienstes besetzt, , 
um einreisende Terroristen rechtzeitig erkennen | 
zu können. Einreisende aus Spannungsgebieten ; 
erhalten je nach der Sicherheitslage Ausnahme- | 
Sichtvermerke nur beim Vorliegen humanitärer | 
Gründe oder in Fällen höherer Gewalt. | 

g) Der Bundesminister des Innern hat bereits im i 
Februar eine Arbeitsgruppe aus fachkundigen j 
Beamten der zuständigen Behörden beauftragt, 
weitere Maßnahmen zur Verhütung von politisch | 
motivierten Gewalttaten von Ausländern vorzu- 
schlagen. Diese Arbeitsgruppe hat eine Reihe 
von Vorschlägen ausgearbeitet, die teilweise in- i 
zwischen verwirklicht und oben genannt sind, 
teilweise in Angriff genommen wurden oder aber 
noch der näheren Prüfung bedürfen. 

Zu diesen Vorschlägen gehören u. a.: 

- Beschleunigter Ausbau des nachrichtendienst- 
lichen Informations- und Verbundsystems beim 
Bundesamt für Verfassungsschutz (NADIS), mit ■ 
dessen Hilfe die übrigen Sicherheitsbehörden I 
des Bundes und die Verfassungsschutzbehör- 1 
den der Länder über eine bereits vorhandene j 
elektronischer Datenverarbeitungsanlage zu | 
jeder Zeit nachrichtendienstlich relevante Hin- 
weise auf mögliche Täter politisch motivierter | 
Gewalttaten abrufen können. 

I 

- Maßnahmen zur besseren Koordinierung der 
Grenzsicherungsorgane, insbesondere zum i 
wirksameren Einsatz des Grenzschutzeinzel- 
dienstes an verkehrswichtigen Grenzübergän- j 
gen. 

- Vorschläge zur Verkürzung des Informations- 1 
Weges der Sicherheitsbehörden untereinander. 

- Ausbau des Fernschreibnetzes der mit der Paß- 
nachschau beauftragten Stellen, damit diese 
die Daten der fachorientierten Informations- 
systeme schneller erhalten können. 

h) Der Bundesminister des Innern hat ferner un- 
mittelbar nach den Anschlägen auf den zivilen 
Luftverkehr im Februar 1970 mit den Innenmini- 
stern und Innensenatoren der Länder sowie mit 
Vertretern der Flughafenverwaltungen, der Deut- 
schen Lufthansa und der Gewerkschaft öffent- 
liche Dienste, Transport und Verkehr alle Mög- 
lichkeiten der besseren Sicherung des Luftver- 
kehrs erörtert. 

Es fand außerdem eine Besprechung von Beamten 
der Innen- und Verkehrsressorts des Bundes und 
der Länder statt, in der ein Katalog von Sofort- 
maßnahmen zum Schutz des Luftverkehrs ausge- 
arbeitet wurde. Der Bundesminister des Innern 
hat ferner den Ländern - in deren Bereich inter- 
nationale Flughäfen liegen - Einheiten des Bun- 
desgrenzschutzes zur Unterstützung der örtlichen 
Sicherheitskräfte angeboten. Das Land Hessen 
hat für den Flughafen Frankfurt davon Gebrauch 


gemacht. Darüber hinaus wird geprüft, ob die 
derzeitige Organisation der Sicherungskräfte 
auf den Flughäfen verbesserungsbedürftig ist 
und die Befugnisse der Sicherungskräfte zur Kon- 
trolle von Flugpassagieren und Luftfracht aus- 
reichen oder inwieweit diese Befugnisse gesetz- 
lich ergänzt werden müssen. 

Der Bundesminister für Verkehr hat unmittelbar 
nach den Anschlägen auf den zivilen Luftverkehr 
im Februar 1970 an allen im internationalen 
Linienverkehr angeflogenen deutschen Flug- 
häfen örtliche Sicherheitskommissionen einge- 
richtet, in denen unter Leitung der nach § 29 
LuftVG für die Abwehr von Gefahren für die 
Sicherheit des Luftverkehrs zuständigen Luft- 
fahrtbehörden alle erforderlichen Maßnahmen 
zur Sicherung und zum Schutz des Luftverkehrs 
getroffen werden. Am 22. April 1970 hat der 
Bundesminister für Verkehr darüber hinaus den 
„Ständigen Sicherheitsausschuß der Zivilluft- 
fahrt" konstituiert, in dem außer den zuständi- 
gen Bundes- und Landesbehörden alle in der 
Zivilluftfahrt beteiligten Gruppen und Verbände 
vertreten sind. Die Arbeitsgruppe 1 dieses Aus- 
schusses, die letztmals am 26. Mai 1970 getagt 
hat, beschäftigt sich ausschließlich mit der Ab- 
wehr äußerer, also nicht betriebsbedingter Ge- 
fahren für die Luftfahrt und koordiniert die Tätig- 
keit der örtlichen Sicherheitskommissionen. 

Auf internationaler Ebene fand am 3. März 1970 
auf Vorschlag des Bundesministers für Verkehr 
eine Sondersitzung der europäischen Zivilluft- 
fahrt-Konferenz statt, in der Maßnahmen zur Ko- 
ordinierung der Gefahrenabwehr im internationa- 
len Luftverkehr vereinbart wurden. Auf Antrag 
von 10 Mitgliedstaaten, darunter der Bundesre- 
publik, wird die internationale Zivilluftfahrt- 
Organisation vom 16. bis 30. Juli 1970 eine 
außerordentliche Vollversammlung abhalten, in 
der- weltweite Sicherheitsmaßnahmen beraten 
werden sollen. 


3. Beabsichtigt die Bundesregierung, zur wirk- 
sameren Überwachung extremistischer Ausländer 
Änderungen des Ausländergesetzes, des Ver- 
einsgesetzes und des Versammlungsgesetzes 
vorzuschlagen? 

Bei den Überlegungen zur Verhütung von politisch 
motivierten Gewalttaten oder anderen unerwünsch- 
ten Handlungen hier lebender Ausländer wird auch 
die Frage geprüft, ob das geltende Ausländergesetz, 
das Versammlungsgesetz und das Vereinsgesetz den 
Anforderungen der derzeitigen Lage noch genügen. 

Bei dieser Prüfung, die noch nicht abgeschlossen ist, 
sind u. a. folgende Gesichtspunkte zu berücksichti- 
i gen: 

Zunächst ist auch hierbei der in der Antwort zu 
Frage 2) betonte Grundsatz maßgebend, daß alle 
Maßnahmen, die dem Schutz von Leben und Gesund- 
heit dienen, vordringlich und mit Nachdruck zu ver- 
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wirklichen sind, daß aber Gesetzesvorhaben, deren | 
Ziel der bessere Schutz der politischen Belange des 
Staates vor radikalen Ausländergruppen ist, sorg- 
fältig daraufhin überprüft werden müssen, ob sie 
nicht in unverhältnismäßiger Weise die Rechtslage 
der Mehrheit von gesetzestreuen und friedlichen 
Ausländern einschränken. | 

Nach dem geltenden Recht können Ausländerver- I 
eine u. a. auch dann verboten werden, wenn sie | 
durch politische Betätigung erhebliche Belange der 
Bundesrepublik Deutschland verletzen oder gefähr- | 
den. Das Versammlungsrecht kennt dagegen keine | 
spezifisch ausländerbezogenen Vorschriften. 

Das führt dazu, daß eine Ausländerversammlung ’ 
derzeit aus dem oben genannten Grund nicht verbo- 
ten werden kann, wohl aber der sie veranstaltende 
Verein, obwohl nach dem Grundsatz der Verhältnis- 
mäßigkeit von Mittel und Zweck oft das weniger 
einschneidende Mittel des Versammlungsverbots 
dem weitergehenden des Vereinsverbots vorzuziehen 
wäre. Bei einer Entscheidung über eine etwa not- 
wendige Änderung des Versammlungsrechts muß ; 
andererseits berücksichtigt werden, daß es in der ; 
Verwaltungspraxis Schwierigkeiten bereiten würde, 
festzustellen, ob und wann eine Versammlung als 
Ausländerversammlung anzusehen ist. | 


Nach der einhelligen Praxis und Rechtsprechung 
ist die Mitwirkungsbefugnis der Ämter für Verfas- 
sungsschutz bei Maßnahmen des vorbeugenden Ge- 
heim- und Sabotageschutzes nicht zweifelhaft. Sollte 
sich jedoch im weiteren Gesetzgebungsverfahren die 
Notwendigkeit der Klarstellung auch dieser Befug- 
nis ergeben, wird die Bundesregierung entsprechen- 
de Formulierungen vorschlagen. 


5. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
eine Ergänzung des Gesetzes über die Zusam- 
menarbeit des Bundes und der Länder in An- 
gelegenheiten des Verfassungsschutzes, die den 
Verfassungsschutzbehörden die Aufgabe über- 
trägt, extremistische Ausländer zu überwachen, 
eine Änderung bzw. Ergänzung des Grundge- 
setzes voraussetzt? 

Als Gegenstand des Verfassungsschutzes werden 
herkömmlicherweise die Grundlagen der Verfas- 
sungsordnung der Bundesrepublik Deutschland, also 
vor allem die Staatsform, die Staatsorganisation, die 
Freiheit des politischen Staatslebens, der Bestand 
der Freiheitsrechte und der institutionellen Ver- 
bürgungen angesehen. 


Auch diese Fragen werden zur Zeit noch mit den 
Innenministern der Länder und in anderen Gremien 
erörtert. Die Bundesregierung wird sich nach Ab- 
schluß der Gespräche ein abschließendes Urteil 
bilden. 


4. Hält es die Bundesregierung nach dem vor kur- 
zer Zeit aufgedeckten Spionagefall in einer 
obersten Bundesbehörde für notwendig, durch 
eine entsprechende Ergänzung des Gesetzes über 
die Zusammenarbeit des Bundes und der Länder 
in Angelegenheiten des Verfassungsschutzes 
den Verfassungsschutzbehörden eine eindeutige 
Rechtsgrundlage für die Wahrnehmung der 
Spionageabwehr und des vorbeugenden Ge- 
heim- und Sabotageschutzes zu geben? 

Die Bundesregierung ist sich zwar mit den Regierun- 
gen der Länder darin einig, daß das Gesetz über die 
Zusammenarbeit des Bundes und der Länder in An- 
gelegenheiten des Verfassungsschutzes die Rechts- 
grundlage für eine wirkungsvolle Spionageabwehr 
und für die Mitwirkung der Ämter für Verfassungs- 
schutz an Maßnahmen des vorbeugenden Geheim- | 
und Sabotageschutzes bietet. Gleichwohl hat die 
Bundesregierung in dem in der Äntwort zu Frage 1) 
genannten Entwurf eines Änderungsgesetzes eine 
Klarstellung der Zuständigkeit der Verfassungs- 
schutzbehörden für Äufgaben der Spionageabwehr | 
vorgeschlagen. Dies war auch deshalb geboten, weil 
nach der bisherigen Rechtslage die Ämter für Ver- 
fassungsschutz nicht befugt sind, Operationen sol- 
cher ausländischer Geheimdienste zu beobachten, 
die nicht Staatsgeheimnisse der Bundesrepublik 
Deutschland, sondern solche dritter Staaten auszu- 
spähen haben, oder ihre hier lebenden Landsleute 
zu überwachen versuchen. 


Soweit Bestrebungen von Äusländern sich gegen 
diese Grundlagen unserer Verfassungsordnung rich- 
ten oder soweit sie in Verbindung mit Bestrebungen 
von verfassungsfeindlichen Gruppen im Bundesge- 
biet stehen, können sie zweifelsfrei von den Ver- 
I fassungsschutzbehörden beobachtet werden. Extre- 
I mistische Aktionen von Ausländern richten sich aber 
I nicht immer gegen die Grundlagen der Verfassungs- 
I Ordnung der Bundesrepublik Deutschland, sondern 
oft gegen den Bestand, die Sicherheit oder die politi- 
schen Verhältnisse ihres Heimatstaates oder ande- 
rer Staaten. 

Solche extremistische Bestrebungen von Ausländern 
können gegen den Gedanken der Völkerverständi- 
gung verstoßen, den das Grundgesetz in der Präam- 
bel und in den Artikeln 9 Abs. 2, 24 und 26 beson- 
ders betont. Ob dieser Gedanke als Teil der freiheit- 
lichen demokratischen Grundordnung zu werten ist 
und damit auch Gegenstand des Verfassungsschut- 
zes sein kann, wird gelegentlich bestritten. 

Die Auffassungen der Länder darüber, ob die Über- 
tragung der Beobachtung extremistischer Ausländer 
auf die Verfassungsschutzbehörden bereits von dem 
Begriff „Verfassungsschutz" in Artikel 73 Nr. 10 
und Artikel 87 Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes ge- 
deckt würde, sind nicht einheitlich. Einige Länder 
halten eine entsprechende Änderung bzw. Ergän- 
zung des Grundgesetzes für notwendig. Ändere Län- 
der sind der Äuffassung, der Begriff „Verfassungs- 
schutz" umfasse auch die Beobachtung extremisti- 
scher Bestrebungen von Äusländern. 

Die Bundesregierung schließt daher eine Klarstel- 
lung der verfassungsrechtlichen Lage im Laufe des 
Gesetzgebungsverfahrens nicht aus. 

Genscher 
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